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Sozialräumliche Jugendhilfe und Stadtteilarbeit wirken! 
Sie schaffen Orte im Lebensumfeld, an denen Kinder, Jugendliche und Erwachsene 
Unterstützung, Teilhabe und Orientierung finden – unabhängig von Lebenslage und Herkunft. 
Offene Angebote, Nachbarschafts- und Stadtteilarbeit machen Hilfe niedrigschwellig zugänglich 
und stärken Gemeinschaft. 

Sie wirken präventiv und stabilisierend, fördern soziale Kompetenzen, Familien und Netzwerke 
und wirken Benachteiligungen frühzeitig entgegen. Damit leisten sie einen wichtigen Beitrag zu 
sozialem Zusammenhalt, demokratischer Bildung und zur Entlastung öffentlicher Systeme durch 
frühzeitige Unterstützung. 

 

Jugendhilfe und Stadtteilarbeit stärken 
Wir fordern: 

• Finanzielle Resilienz sichern durch gesetzlich verankerte Prävention und 
Dynamisierung der Mittel:  
Sozialräumliche Leistungen (§§ 11–14, §16 SGB VIII) in Pflichtleistungen überführen. 
Jugendarbeit und Familienförderung dürfen nicht zur haushaltspolitischen 
„Verschiebemasse“ werden. Budgets automatisch an Inflation und Tarifsteigerungen 
anpassen, um stabile Angebote und Trägerstrukturen im Sozialraum zu sichern. 
 

• Stadtteilarbeit sichern und weiterentwickeln: 
Mobile Stadtteilarbeit und das Infrastrukturprogramm Stadtteilzentren langfristig 
absichern und ausbauen. Ehrenamtliches Engagement durch verlässliche fachliche 
Begleitung stärken, um Nachbarschaften zu aktivieren, Teilhabe zu fördern und soziale 
Netze im Sozialraum nachhaltig zu stabilisieren. 
 

• Demokratische Freiräume schützen durch Verabschiedung des 
Demokratiefördergesetzes:  
Dauerhafte, projektunabhängige Finanzierung von Strukturen der Jugendhilfe und 
Stadtteilarbeit, die Demokratiebildung stärken und Extremismus vorbeugen – auch im 
Sozialraum und im familiären Kontext. 
 

• Infrastruktur und Teilhabe ausbauen durch Sicherung der Räume für junge Menschen 
und den Digitalpakt für die soziale Arbeit:  
Jugend- und Nachbarschaftsinteressen verbindlich in Stadtplanung und 
Sozialraumentwicklung verankern, um nicht-kommerzielle Begegnungsorte zu erhalten 
und auszubauen. Investitionen in Ausstattung und digitale Kompetenzen stärken Teilhabe 
und wirken Desinformation entgegen. 
 

• Fachkräfteoffensive starten und Entbürokratisierung umsetzen: 
Dokumentationspflichten reduzieren und Ressourcen auf Beziehungsarbeit, Prävention 
und niedrigschwellige Beratung im Sozialraum konzentrieren. 
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